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Vorwort des Herausgebers 

Die steuerliche Behandlung von Sondervergütungen ist bei Mitunterneh-
merscharten ein sehr umstrittener Problembereich. Gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 2 
EStG stellen die Sondervergütungen gewerbliche Einkünfte dar. Obwohl auf-
grund der historischen Entwicklung auch im Österreichischen Steuerrecht eine 
annähernd identische Vorschrift existiert, werden Sondervergütungen in 
Österreich nicht in jedem Fall als gewerbliche Einkünfte behandelt. In den 
meisten anderen Staaten gibt es eine vergleichbare Vorschrift nicht. Sonder-
vergütungen werden dort als Betriebsausgaben der Personengesellschaft aner-
kannt und beim Mitunternehmer gesondert erfaßt, z.B. als Gehälter, Miet-
oder Zinseinkünfte. Insofern hat die steuerliche Behandlung von Sondervergü-
tungen nicht nur Auswirkungen auf die internationale Standortwahl, sondern 
auch auf laufende betriebswirtschaftliche Dispositionen. 

Zunächst untersucht die Verfasserin die Behandlung von Sondervergütun-
gen in Deutschland und in Österreich. Zu Recht führt sie dazu aus, daß die 
Nichtabziehbarkeit der Sondervergütungen bei Personengesellschaften zu 
einer Diskriminierung dieser Gesellschaften gegenüber Kapitalgesellschaften 
führt. Zusätzlich zur ausführlichen Darstellung für Deutschland und Öster-
reich werden Hinweise zur steuerlichen Behandlung von Sondervergütungen 
für ausgewählte weitere Staaten gegeben. 

Die unterschiedliche nationale steuerliche Behandlung führt bei internatio-
nal organisierten Personengesellschaften regelmäßig zu Qualifikationskonflik-
ten, die zu Doppelbesteuerungen oder Doppelfreistellungen führen können. Da 
Deutschland und Österreich mit sehr vielen Staaten Doppelbesteuerungsab-
kommen (DBA) abgeschlossen haben, stellt sich die Frage, ob sich diese 
Qualifikationskonflikte auf Abkommensebene lösen lassen. Aufbauend auf 
einer umfassenden Auswertung der hierzu in der Literatur vertretenen Lö-
sungsansätze, die insgesamt zu unbefriedigenden Ergebnissen führen, erarbei-
tet die Verfasserin ein Konzept, das zu eindeutigen Ergebnissen führt. Aus-
gangspunkt sind die Regeln zur Auslegung von DBA, die ausführlich aufberei-
tet werden. Die Verfasserin kommt zu dem wohlbegründeten Schluß, daß die 
Auslegung nach dem nationalen Recht, die zwingend zu Qualifikationskon-
flikten führt, nur eine letzte Möglichkeit sein soll und der Auslegung nach 
dem Abkommenszusammenhang der Vorrang einzuräumen ist. 

1 Ostendorf 



2 Vorwort des Herausgebers 

Die vorrangige Auslegung der DBA aus sich selbst heraus wird auf das 
spezielle Problem der Sondervergütungen übertragen. Da DBA eigene Ein-
kunftsarten verwenden, müssen die einzelnen Sondervergütungen entspre-
chend den Spezialbestimmungen in den jeweiligen DBA den speziellen Ein-
kunftsarten (Zinsen, Lizenzen, selbständige und unselbständige Arbeit, etc.) 
zugeordnet werden. Die Verfasserio zeigt auf, daß diese Vorgehensweise zu 
eindeutigen Besteuerungsfolgen führt; Doppelbesteuerungen und Doppelfrei-
stellungen können vermieden werden. 

In der vorliegenden Schrift wurde die umfassende Literatur und Rechtspre-
chung zu einer äußerst komplexen Thematik wahrhaft überzeugend aufberei-
tet. Die Verfasserio zeigt einerseits auf, wie die bisher herrschenden Auffas-
sungen zu internationalen steuerlichen Wettbewerbsverzerrungen führen; an-
dererseits gelangt sie zu bemerkenswerten eigenständigen Lösungen, die über-
zeugend erscheinen und erhebliche praktische Bedeutung besitzen. Die Schrift 
leistet somit einen wichtigen Beitrag zum internationalen Vergleich der Wirt-
schaftsstandorte und gibt Anregungen zur steueroptimalen Gestaltung laufen-
der Betriebsprozesse. 

Trier, im Oktober 1994 

Prof Dr. Dieter Rückte 



Vorwort 

Die vorliegende Abhandlung wurde im Sommersemester 1993 von der 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien als 
Dissertation angenommen. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Dieter Rückte für seine vielfälti-
gen Anregungen und seinem Rat sowie Herrn Prof. Dr. Michael Tanzer, der 
die Entstehung der Arbeit mit großem Interesse begleitet hat. 

Für die Aufnahme der Dissertation in die Schriftenreihe "Forschungsergeb-
nisse aus dem Revisionswesen und der betriebswirtschaftliehen Steuerlehre" 
gebührt mein Dank den Herausgebern, den Herren Professoren Dr. Baetge, 
Dr. Loitlsberger und Dr. Rückle. 

München, im Oktober 1994 

C/audia Ostendorf 
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A. Einführung 

Mitunternehmerschaften besitzen in Deutschland und Österreich eine ver-
hältnismäßig große Bedeutung.1 Nach lokrafttreten des EG-Binnenmarktes ist 
damit zu rechnen, daß sich das internationale Engagement von Mitunterneh-
merschaften noch verstärken wird. Die Beteiligung an Mitunternehmerschaf-
teD wird als Gestaltungsalternative für Auslandsaktivitäten eine immer ge-
wichtigere Rolle einnehmen. 

Dies erfordert eine Auseinandersetzung mit dem bei Mitunternehmerschaf-
teD wesentlichen und bis heute sehr umstrittenen Problembereich der steuerli-
chen Behandlung von "Sondervergütungen". Vor allem die deutsche und 
Österreichische steuerliche Handhabung der Sondervergütungen nimmt inter-
national eine Sonderstellung ein. Im Hinblick auf das wirtschaftliche Gewicht 
der beiden Länder im internationalen Rahmen ist daher eine Durchleuchtung 
der Thematik geboten. 

Bereits im innerstaatlichen deutschen und Österreichischen Recht lassen die 
Vorschriften- § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG und§ 23 Z. 2 öEStG- für Sondervergü-
tungen mehrere Deutungen zu. Unklar bleibt, ob Sondervergütungen in jedem 
Fall als gewerbliche Einkünfte zu qualifizieren sind oder ob Differenzierungen 
vorzunehmen sind. Obwohl aufgrund der historischen Entwicklung, die deut-
sche und die Österreichische Vorschrift annähernd den gleichen Wortlaut ha-
ben, weicht die Auslegung in Österreich von der in Deutschland ab. 

Auf zwischenstaatlicher Ebene führt die unterschiedliche steuerliche Be-
handlung der Sondervergütungen in den verschiedenen anderen Ländern zu 
steuerlich problematischen Ergebnissen. Bei grenzüberschreitenden Mitunter-
nehmerschaften entstehen dadurch regelmäßig Qualifikationskonflikte, die zu 
Doppelbesteuerungen oder Doppelfreistellungen führen können. 

Da Deutschland und Österreich mit einer großen Zahl von Staaten Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung geschlossen haben, ist zu 
prüfen, ob sich die Qualifikationskonflikte der nationalen Steuerrechte auf der 
Ebene der Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) fortsetzen oder ob sich die 
Konflikte auf dieser Ebene lösen lassen. Die Abkommen enthalten - mit Aus-
nahme des DBA Schweiz - keine expliziten Regelungen zur Qualifizierung 
von Sondervergütungen. 

1 Vgl. Philipp, A., Generalbericht zur JFA-TagW1g 1973, Personengesellschaften W1d Arbeitsge-
meinschaften im internationalen Steuerrecht, CDFI 1973, S. 1/4; Manke, K., Personengesellschaften 
W1d DBA, in: Vogel, K. (Hrsg.), GTW1dfragen des Internationalen Steuerrechts, Köln 1985, S. 196. 

2 Ostendorf 



18 A. Einführung 

Ziel dieser Arbeit ist es, die steuerliche Behandlung von Sondervergütungen 
in Deutschland und Österreich vergleichend gegenüberzustellen. Darüberhin-
aus soll aufgezeigt werden, daß sich Qualifikationskonflikte bei Sondervergü-
tungen auf internationaler Ebene lösen lassen, wenn bei Bestehen eines Dop-
pelbesteuerungsabkommens dieses aus sich selbst heraus ausgelegt wird. 

Die steuerliche Behandlung von Sondervergütungen hat Auswirkungen auf 
Unternehmerische Entscheidungen. Sie beeinflußt nicht nur Grundsatzent-
scheidungen, wie insbesondere die Rechtsformwahl oder die internationale 
Standortwahl sondern auch laufende betriebliche Dispositionen wie z.B. Fi-
nanzierungs- oder Investitionsentscheidungen. Eine Qualifizierung der Son-
dervergütungen als gewerbliche Einkünfte kann zu einer Einschränkung be-
triebswirtschaftlicher Gestaltungsmöglichkeiten führen. Die vorliegende steu-
errechtliche Arbeit wird daher die steuerlichen Faktoren aufzeigen, die Aus-
wirkungen auf betriebswirtschaftliche Wahlmöglichkeiten und Entscheidun-
gen haben. 

Im ersten Kapitel wird zunächst anhand von inländischen Mitunternehmer-
schaften die Behandlung von Sondervergütungen durch das deutsche und 
Österreichische Steuerrecht dargestellt. Anschließend wird ein Überblick über 
die steuerliche Behandlung von Sondervergütungen in anderen ausgewählten 
Staaten gegeben. 

Das zweite Kapitel erweitert die Betrachtung um grenzüberschreitende 
Mitunternehmerschaften. Es geht um die steuerliche Behandlung von Sonder-
vergütungen, die ein in einem Staat ansässiger Mitunternehmer von einer Per-
sonengesellschaft mit Sitz im anderen Staat erhält, wobei das Verhältnis 
Deutschland -Österreich im Vordergrund steht. Für den Fall, daß die Sonder-
vergütungen in beiden Staaten zu versteuern sind und zwischen diesen Län-
dern kein DBA geschlossen wurde, erfolgt am Ende dieses Kapitels eine Dar-
stellung von Maßnahmen des internen deutschen und Österreichischen Steuer-
rechts zur Vermeidung der Doppelbesteuerung.2 

Im dritten Kapitel wird die Abkommensebene betrachtet. Um die Behand-
lung von Sondervergütungen auf DBA-Ebene beurteilen zu können, ist zu-
nächst auf die allgemeinen Auslegungsregeln von DBA einzugehen, bevor die 
Qualifikation von Sondervergütungen und die damit verbundenen Besteue-
rungsfolgen aufgezeigt werden. 

Da sich die deutschen und Österreichischen DBA sehr stark an dem OECD-
Musterabkommen orientieren, wird letzteres für die weiteren Ausführungen 
zugrundegelegt, wobei Abweichungen explizit erwähnt werden. 

2 Mit wachsender Zahl der Doppelbesteuerungsabkommen verlieren die nationalen Maßnahmen 
jedoch zunehmend an Bedeutung. 



B. Entwicklungsstand im jeweiligen nationalen Recht 

I. Mitunternehmerschaft - Begriff und Ausprägungen 

1. Begriff des Mitunternehmers 

Bei dem Begriff des Mitunternehmers handelt es sich um einen steuer-
rechtlichen Begriff, der sowohl im deutschen wie auch im Österreichischen 
Einkommensteuerrecht verankert ist. Trotz seiner Bedeutung ist er gesetzlich 
nicht definiert. Da das deutsche und Österreichische Steuerrecht aus gleicher 
Wurzel stammen, unterliegt der Begriff des Mitunternehmers in beiden Staa-
ten weitgehend der gleichen Auslegung.1 

Nach herrschender Meinung ist der Mitunternehmerbegiff ein sog. "offener 
Typusbegriff', also ein Begriff der durch eine unbestimmte Anzahl von Merk-
malen beschrieben wird.2 Aus der Vielzahl der in Rechtsprechung und Schrif-
tum entwickelten Kriterien haben sich zwei entscheidende Kriterien heraus-
gebildet: 

1. das Tragen von Mitunternehmerrisiko und 
2. das Entfalten von Mitunternehmerinitiative.3 

Sind diese beiden Kriterien erfüllt, wird eine Mitunternehmerstellung 
regelmäßig bejaht. Die Kriterien sind nicht isoliert, sondern stets im Gesamt-
zusammenhang zu würdigen; sie müssen nebeneinander vorliegen, wobei das 
eine oder andere Merkmal mehr oder weniger ausgeprägt sein kann.4 Aller-
dings kann Mitunternehmerinitiative allein nicht völlig fehlendes Mitunter-
nehmerrisiko ersetzen. Ob Mitunternehmerschaft vorliegt, kann somit immer 
nur nach dem Gesamtbild des jeweiligen Einzelfalles entschieden werden. 5 

1 Vgl. Margreiter, M., Mirunternehmer ohne fonnalrechtliche Gesellschafterstellung, Dienst-
nehmer und I oder Mituntemehmer, in: FJ 1985, S. 102. 

2 Vgl. Brönner, H., Die Besteuerung der Gesellschaften, Stuttgan 1988, S. 139; Jacob, W., Ein-
kommensteuer, München 1991, S. 222; Bitz, H., Begriff und steuerliche Folgen der Mirunternehmer-
schaft auf gesellschaftsrechtlicher und schuldrechtlicher Basis, in: DB 1984, S. 316. 

3 Vgl. VwGH v. 2.4.1982, 13/2641/80, OStZB 1983, S. 62; BFH v. 25.2.1991, BStBI I! 1991, 
S. 694; Schulze zur Wiesehe D., Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs der letzten zwei Jahre zur Per-
sonengesellschaft, in: FR 1987, S. 217ff. 

4 BFH Y. 25.6.1984, BStBl I! 1984, S. 7Slff. 
5 Vgl. Schimetschek, B., Der Mituntemehmer, in: FJ1982, S . 127. 
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